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Entwurf eines Bundesgesetz über Studien an Universitäten 
(UniStG) 

Die Allgemeine Unfallversicherungsanstalt beehrt sieh, zum 
obgenannten Gesetzesentwurf, insbesondere zu § 4 des Entwur­
fes Stellung zu nehmen. 

Die Allgemeine Unfallversicherungsanstalt ist gemäß dem All­
gemeinen Sozialversicherungsgesetz verpflichtet, Vorsorge 
für die Verhütung von Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten 
zu treffen, d.h. im Interesse des Gesundheitsschutzes und 
der Sicherheit bei der Arbeit tätig zu werden und dafür mit 
den Betrieben, den Hochschulen und Behörden zusammenzuarbei­
ten. 

Den Inhalten des Universitätsstudiums sowie deren Festlegung 
und Gewichtung kommt auch vom Standpunkt des Gesundheits­
schutzes und der Sicherheit bei der Arbeit her eine wachsen­
de Bedeutung zu. Dafür sind zwei Gründe maßgeblich: 

1. Bei der Tätigkeit in Laboratorien, Werkstätten, Tierhal­
tungsanlagen usw. im Rahmen des Studiums, wie sie vor allem 
in naturwissenschaftlichen, ingenieurwissenschaftlichen und 
medizinischen Studien erforderlich ist, besteht die Gefahr 
von Unfällen und Gesundheitsschädigungen. (In diesem Zu­
sammenhang wird darauf verwiesen, daß die Studierenden seit 
1977 bei der Allgemeinen Unfallversicherungsanstalt gesetz­
lich unfall versichert sind und der Allgemeinen Unfallversi­
cherungsanstalt in diesem Zusammenhang auch Aufgaben hin­
sichtlich der Prävention übertragen wurden). 
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2. Ein hoher Anteil von Universitätsabsolventen wird in der 
Wirtschaft oder in öffentlichen Einrichtungen als Führungs­
kräfte und Entscheidungsträger oder Bereichsverantwortliche, 
als selbständige Unternehmer oder Ziviltechniker tätig. 
Diese Personen müssen Aufgaben und Verantwortlichkeiten für 
den Gesundheitsschutz und die Sicherheit ihrer Mitarbeiter 
wahrnehmen, über deren Inhalte und Zusammenhänge sie im Uni­
versitätsstudium in der Regel nicht einmal einen groben . 
Überblick erhalten haben. 

Durch den EWR- und EU-Beitritt hat Österreich umfangreiche 
Verpflichtungen zur Verbesserung des Gesundheitsschutzes und 
der Sicherheit bei der Arbeit übernommen, die zum Inkraft­
treten des Bundesgesetzes über Sicherheit und Gesundheits­
schutz bei der Arbeit (ArbeitnehmerInnenschutzgesetz -
ASchG) geführt haben. Eine weitere Erhöhung des Stellen­
wertes fachspezifischer Grundkenntnisse des Gesundheits­
schutzes bei der Arbeit ergibt sich aus der Forderung nach 
Verringerung des arbeitsbedingten Gesundheitsverschleißes, 
da dieser zu vermehrten Krankenständen und Berufsunfähig­
keits- und Invaliditätspensionen führt. 

Im Zusammenhang mit den erhöhten Qualifikationsanforderungen 
an Arbeitgeber und betriebliche Fachleute hinsichtlich der 
Arbeitnehmerschutzkenntnisse betont die Regierungsvorlage 
zum ASchG den Wunsch der Sozialpartner und des Bundesmini­
sters für Arbeit und Soziales, daß Belange des Arbeitnehmer­
schutzes künftig auch in einschlägige akademische Bildungs­
gänge Eingang finden sollen (1590 BlgNR XVIII. GP. S. 109). 

Die Vermittlung der dargestellten, zumindest Grundlagen­
vermittelnden Berufsvorbildung wird z.B. in ingenieurwissen­
schaftlichen, naturwissenschaftlichen und medizinischen Stu­
dien sehr wichtig, in anderen (z.B. theologische Studien) 
jedoch bedeutungslos sein. 

Die AUVA ist der Auffassung, daß das in § 4 des Entwurfes 
vorgesehene Verwendungsprofil und das in §§ 5 und 6 vor- ge­
sehene Begutachtungsverfahren eine ausgezeichnete Möglich­
keit bieten kann, die für die Studierenden zur sicheren 
Durchführung ihres Studiums erforderlichen Kenntnisse wie 
auch die in häufigen Anwendungssituationen in der Wirtschaft 
und in der akademischen Forschung nötigen Grundkenntnisse 
über Sicherheit und Gesundheitsschutz in den Studienplan zu 
integrieren. Dies setzt jedoch voraus, daß neben den in § 4 
Abs. 2 genannten Vertretern ausdrücklich vorgesehen wird, 
daß gegebenenfalls auch noch weitere mit einschlägigen 
Aspekten befaßte oder beauftragte öffentliche Einrichtungen 
wie z.B. die Allgemeine Unfallversicherungsanstalt anzuhö­
ren sind. 
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Um die mit dem Verwendungsprofil beabsichtigte wirkung voll 
zum Tragen zu bringen, wird weiters angeregt, den in Abs. 2 
genannten und noch zu nennenden Einrichtungen ein Initiativ­
recht zur Evaluierung des Verwendungsprofils einzuräumen. 
Ein verändertes Verwendungsprofil soll verpflichtend zu ei­
ner Überprüfung führen müssen, ob der bestehende Studienplan 
einer Anpassung bedarf. Eine solche Verpflichtung läßt sich 
dem Entwurf jedoch nicht zweifelsfrei entnehmen. 

Der leitende Angestellte: 

! 
! 
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